
1.10 ~Altzeptanzft 
Bearbeitet von Ortwin Renn 

1.10.1 WuJentand gegen Kernenergie und seine Ursachen 

(I) Kaum eine technologische Entwicklung hat so viele öffent­
liche Debatten hervorgerufen und so vehementen Widerstand 
ausgelöst wie die Kernenergie. Über die Diskussion der instru­
mentalen Vor- und Nachteile hinaus ist die Kernenergie zu ei­
nem Symbol in der Auseinanderseuung um Wissenschaft, 
Technik, Wertorientierung und Lebensstil geworden. Kern­
technische Anlagen werden als Stellvertreter eines gesellschaft­
lich-wissenschaftlichen Systems angesehen, das für viele Pro­
bleme der jüngsten Zeit verantwortlich gemacht wird. Umwelt­
verschmuuung, Krisensituation im WIrtSchaftsleben, Entfrem­
dung am Arbeitsplau, Rohstoff- und Energieverschwendung -
all diese Schlagworte werden mit der Nuuung der Kernenergie 
in Verbindung gebracht.'oz 

Wie sehr die Kernenergie auch nach zwei Jahrzehnten ihrer 
Einführung das Denken und Fühlen der Menschen beeinflußt, 
zeigt sich anschaulich an den Reaktionen auf den Reaktorun­
fall in Tschernobyl. Obwohl die gesundheitlichen Auswirkun­
gen auf die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland 
wahrscheinlich nicht einmal meßbar sein werden, haben Angst 
und Verunsicherung eine breite Solidarisierung der Bürger ge­
gen die weitere Nuuung der Kernenergie bewirkt. Als Antwort 
darauf haben SPD und FDP die bis zum Unfall geltende ener­
giepolitische Richtung, die durch den weiteren Ausbau der 
Kernenergie, der Inbetriebnahme des Schnellen BrOters in Kal-

... Vgl. A. Lovin., S."fi~ EM'I~ Reinbek 1978. Zur Analyse vgl. O. Renn, 
VnlwiJ .. ",c .. rtd IlJllSio,., CIM'Itaft "rtd Grnzn ~iMI altmurti_ UHmstiJs, Benin 
1984. 
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kar und der Bau einer Wiederaufbereitungsanlage gekennzeich­
net war, aufgegeben und eine kritischere Haltung zur Kern­
energie entwickelt. Auch innerhalb der eDU lassen sich Bestre­
bungen ausmachen, zumindest mittelfristig aus der Kernener­
gie auszusteigen. Inwieweit sich diese Krlfte in der CDU 
durchseuen können, ließ sich zum Zeitpunkt der Dtucklegung 
dieses Buches noch nicht abschluen. Nach der Wahl in Nie­
dersachsen, in der traU der eindeutigen Befürwortung der 
Kernenergie durch Ministerprbident Albrecht die Koalititon 
aus eDU und FDP einen Wahlsieg davontrug, hat sich die 
Pro-Kernenergie-Fraktion innerhalb der eDU wieder stabili­
siert. Dennoch wird Tschernobyl insgesamt zu einer Verlangsa­
mung des Kernenergieausbaus in der Bundesrepublik Deutsch­
land beitragen. 

Ob mit dem Unfall von Tschernobyl jedoch das Ende der 
Kernenergienuuung eingellUtet worden ist, durfte zu Recht 
bezweifelt werden. Zum einen bleiben die Gründe für die wirt­
schaftliche Notwendigkeit der nuklearen Energieversorgung 
weiterhin gültig, zum anderen glitten sich die negativen Mei­
nungen wieder, sobald der zeitliche Abstand größer wird und 
eine nüchternere Bestandsaufnahme der durch Tschernobyl 
verursachten Schlden vorgenommen worden ist. Ein Blick in 
die Geschichte der technischen Innovation lehrt uns nlmlich, 
daß zu allen Zeiten neue technische Systeme umstritten waren 
und der technische Fortschritt auf Opposition und Ablehnung 
gestoßen ist. 

(2) Nicht nur in dcr hcutiC" Zeit, "'0 KemkraftW'e.u. MikroprouSS<mn 
oder Chenai_c.u zunchmeod ab Bedrohung und ,..eniger ab Wohl~1 begriffm 
,..erdcn, in die Kritik an der Technik zu einena bestimmenden Merkmal der 6f­
{"Wehen Meinung g~en. Auch iQl 19. Jahrhundcrt hat CI mannigfachen Wi­
den~nd gegcn neuc T cchnikcn eegcbtn. Bcsonden plakativ ... ar die wiJSe1l­
schaltliche Auscinanderscttung um die EinfUhrune dcr Eisenbahn. "'0 man keine 
Einiguni ober die gesundheidichen Gefahren bei hohcr Geschwindigkeit (das 
bieß damal. 30 km/h) erziclen konnte. Auch 10 ,..enig dramatische VCrlndcrun­
gcn wie die Einführung der Gulateme haben OppositioD und Unbehagen u­
uugt. So ... etterte die KöltUsdJc LitN"1 im Jahr 1819 mit einer ganzen Palettt 
TOn ArgumenteD gegen diese neue Art der S~dtbeleuchlUng und führte folgende 
Erwlgungen ins Feld: 
-Au. cheoIoaischen Grilndeo: ,..eil .ie a1. Eingriff in die Ordnunl Goun er­
tcheinr. Nach diese, in die Nacht zu, Finsternit einlelttzt, die Dur ZU ,C'YIiIHll 

Zeiten TOIII Mondlicht unterbrocbea wird. Dagegen dOrfen wir Uni nicht auneh­
oeD, den Weltplan nicht hofmeistem. die Nacht nicht zum Tage verkehren wal-
1etI. 

. Au. juristischea Granden: ,..eil die Kosten dieser Beleuchtung durch eine indi­
rekte Besteuerung au1lebracbt ,..,rden IOlIen. Warum 101\ dieser und jener fllr ci-
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oe EinrichlUng zahlen, die ihm gleichgültig ist, da sie ihm keinen Nutzen bringt 
oder ihn gar in manchen Verrichtungen stön. 

Aus medizinischen GrUnden: die GasausdünslUng wirkt nachteilig auf die Ge­
sundheit schwachleibliger und zannerviger Personen und legt auch dadurch zu 
.ielen Krankheiten den Stoff, weil sie den Leuten das nllchtliche Verweilen auf 
den Straßen leichter macht und ihnen Schnupfen, Husten und ErkällUng auf den 
Hals zieht. 

Aus philosophisch-moralischen GrUnden: die Sittlichkeit wird durch Gassen­
beleuchlUng verschlimmen. Die künstliche Helle vencheucht in den Gemütern 
das Grauen vor der Finsternis, das die Schwachen von mancher Sünde abh:tlt. Die 
Hdle macht den Trinker sicher, daß er in den üchstuben bis in die Nacht hinein 
s.:hwelgt, und sie verkuppelt verliebte Paare. 

Aus polizeilichen GrUnden: sie macht die Pferde scheu und die Diebe kühn. 
Aus volkstümlichen GrUnden: öffentliche Feste haben den Zweck, das Natio­

nalgefühl zu wecken. Illuminationen sind hierzu vorzüglich geschickt. Dieser 
Eindruck wird aber geschw:tcht, wenn derselbe durch alln:tchtliche Quasi-IUumi­
nationen abgestumpft wird . Daher gafft sich der Landmann toller in dem licht­
glanz als der lichtges:tttigte GroßsUdter.«'·' 

(3) Techniküberdruß, Naturbewegung, Industriefeindlich­
keit und Zukunftsangst sind also keine alleinigen Kennzeichen 
der modernen Gesellschaft. Bislang haben sich jedoch Tenden­
zen zur Industrialisierung durchsetzen können: Wir beobach­
ten weiterhin eine zunehmende Verstädterung der Siedlungs­
strukturen, eine zunehmende Zentralisierung von Entschei­
dungsbefugnissen und eine zunehmende Technisierung des All­
tags. Können wir also zur Tagesordnung zurückkehren, in der 
Erkenntnis, daß sich der technische und industrielle Fortschritt 
von selbst durchsetzen wird? Man sollte sich vor der Auffas­
sung hüten, die gegenüber der Kernenergie bekundete Ableh­
nung gehe ohne unser Zutun einfach nur deshalb vorüber, weil 
die Menschen sich an diese Art der Energieerzeugung gewöh­
nen werden. Anders als damals müssen in der heutigen Ausein­
andersetzung um die Kernenergie einige Besonderheiten her­
ausgestellt werden, die für die Proteste der Vergangenheit nicht 
typisch waren und die mit dafür verantwortlich sind, daß nach 
Tschernobyl die Bevölkerung in der großen Mehrheit ein Aus­
laufen der Kernenergie so bald wie möglich befürwortet . 
• Waren in der Vergangenheit Innovationsproteste meist Aus­

druck der Besorgnis um die Stabilität der eigenen Sozialposi­
tion (die etwa durch den Zuzug neuer Elitegruppen bei 
großtechnischen Anlagen gefährdet war) oder beruhten sie 
auf eher konservativen bodenständigen Argumenten, so 
zeigt sich in der Frage des Protestes gegen großtechnische 

IOJ E~rgiewirtsch..rtliclw TIII~sfrlllm, Heft 11/1979, S. 691. 
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Einrichtungen eine vollstlndige Umkehrung der sozialen 
Zusammensetzung von Gegnern und Befürwonern. Unter 
den Protestlern finden sich überwiegend junge Menschen, 
Personen, die keine sozialen Positionen gegen Aufsteiger 
verteidigen müssen, sondern die erst am Anfang ihrer beruf­
lichen Karriere stehen, Angehörige der oberen Mittelschicht, 
die h:lufig nur indirekt betroffen sind und dadurch ein h~ 
hes Maß an Vertrauensvorschuß genießen, und Personen­
gruppen mit höherem Ausbildungsniveau, die in Sprache, 
Argumentationsstil und Auftreten den Befürwonern in kei­
ner Weise nachstehen. Werden Innovationen von jungen 
aufstrebenden Bevölkerungsgruppen getragen, so ist es nur 
eine Frage der Zeit, bis sich diese Neuerungen durchsetzen. 
Geht aber umgekehrt der Protest von diesem Kreis der Be­
völkerung aus, so ist eine Prognose für die Zukunft schwer 
zu erstellen. Sicher scheint nur, daß der Faktor Zeit alleine 
keine Lösung der Konflikte bringen kann.l04 

• Die Rechtfertigung für die Ablehnung der Kernenergie er­
folgt weniger aus einer ökonomischen oder technischen Ar­
gumentationsebene heraus als vielmehr aus der grunds:luli­
ehen Überlegung, das Gebhrdungspotential der Kerntech­
nik könne nicht mehr durch das Potential der gesellschaft­
lich verfügbaren Regelungs-, Verarbeitungs- und Kontroll­
kapazitlt in Schach gehalten werden. Die Entwicklung zu ei­
nem Polizeistaat (Atom staat) sei deshalb unvermeidlich. lot 

Diese Verlagerung auf die gesellschaftspolitische Ebene be­
dingt ein über den punktuellen Widerstand hinausgehendes 
politisches Engagement und begünstigt die für die Entste­
hung einer sozialen Bewegung unerl:lßliche Verdichtung 
und Einbettung in ein übergeordnetes Argumentationsfeld 
mit Weltbild und Handlungsmaxime.lC» 

• Mit dem Übergang der technisch-ökonomischen Diskussion 
zu einer politisch-weltanschaulichen Auseinandersetzung 
verselbstlndigte sich das Thema Kernenergieprotest zu einer 

... Vgl. o. Renn, -Die alternative Bewegung: UnprOnge, Quellen und Zieleo, 
in: A. Rauscher (Hng.), Allmuuiw ÖkOIlOIIIWf, KOln 1982, S. II fE . 

• ot R. Jungk, Drr AlolIISlUt. V_ Fortschrin irt dw U .. lMOUChlichltn" MOnchea 
'1977 . 

... O. Ramnutedt, -Soziale Bewegung - Modell und Fonchungspenpektiven«, 
in: H. Manhofer (Hng.), Bii"rt'btkili,.ItI, .ruJ Bii"m"ilituiWII (Argumente in 
der Energiediskussion, Bd. 3), Villingen 1977, S. 454 fE. 
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symbolischen Streitfrage über gesellschaftliche Wertorientie­
rungen. Die Verunsicherung über die tatsächlichen Risiken 
und Gefahren der Kernenergie bedingt eine an symbolischen 
Assoziationen orientierte Haltung, die mit der Bejahung 
oder Verneinung von Großtechnik eine Entscheidung für 
oder gegen Muster von Werten, Zukunftsvorstellungen und 
sozialen Einstellungen verbindet. 
(4) Aus der Analyse der heutigen Kontroverse um Kernener­

gie wird also deutlich, daß der Protest zwar Ähnlichkeiten mit 
historischen Entwicklungen aufweist, jedoch einige spezifische 
lUndbedingungen vorliegen, die eine Prognose der Bewegung 
gegen den Bau von Nuklearanlagen erschweren. Dies zeigt sich 
augenscheinlich, wenn man sich mit den Konsequenzen der An­
ti-Kernenergie-Bewegung vertraut macht. Darunter sind vor al­
lem folgende zu nennen: 

• Als erste Konsequenz der Politisierung der Kernenergiede­
batte ist der Vertrauensentzug im Bereich von Wissenschaft, 
Technik und Planungsbehörden zu nennen. Die Uneinigkeit 
zwischen den Experten, die ja ebenfal1s in ihren eigenen 
Weltanschauungen und Einstellungen den subjektiven Strö­
mungen der Zeit unterworfen sind, die hilflosen Reaktionen 
der Behörden auf Proteste, das hilflose Agieren bei echter 
radioaktiver Belastung wie nach Tschernobyl sowie das be­
harrliche Festhalten an technischen Argumenten auf seiten 
der Industrie haben zu einer Vertrauenskrise lO1 gegenüber 
der wissenschaftlichen Expertise als einer angeblich objekti­
ven Form der Beschaffung von Entscheidungsgrundlagen 
und zu einem Mißtrauen in die Zweckrationalitltt von Pla­
nungsbehörden und Technikern geführt.101 

• Als zweite Konsequenz und gleichzeitig als Ausfluß der Ver­
trauenskrise von Wissenschaft, Technik und Bürokratie ent­
standen der Wunsch und die Forderung nach verstärkter 
Mitbestimmung (Partizipation). Die mangelnde Absorption 
des Aufbegehrens gegen Großtechnik durch politische Ver­
tretungen, wie Interessengruppen, Lobbys oder auch Partei­
en, hat sich in der Bildung neuer partizipativer Formen, wie 
Bürgerinitiativen, niedergeschlagen. 

107 Vgl. H. Klages, Wntorifttinlmg", i. W.IllkL RMcltbliclt, ~"'_rtu""'y­
.. ProPOStfl, FranklllnlM., NA' York 198., S .• 7 . 

.. H. NowotDy, KmtnnJiI: ~f.ahr odn NotfW1Uligltrit. Anatomi~ ~i,,~s Ko,,­
fliItus, FranklunlM. 1979, S . •• ff. 
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• Das Unverst1ndnis großer Teile der Bevölkerung für die ge­
troffenen politischen Entscheidungen, die mangelnde Reprä­
sentationsfllhigkeit der Parteien im Meinungsspektrum ZUm 
Thema Kernenergie und die schwindende Rechtfertigungs_ 
basis der Entscheidungstrllger aufgrund des Glaubwürdig_ 
keitsverlustes von Wissenschaft und Bürokratie haben insge­
samt zu Mißtrauen und Funktionsstörungen zwischen politi. 
schem System und Bürger geführt. 1D9 Inwieweit die ökologi. 
sche Bewegung eine Krise der parlamentarischen Demokra­
tie herbeigeführt hat, ist in der Literatur umstritten.HO Das 
Unvermögen des politischen Systems, die für die Durchset. 
zung von Aufgaben notwendige Unterstützung der Bevölke­
rung nicht mehr aufrechterhalten zu können,1I1 kurz legiti­
mationskrise genannt, ist sicherlich im Bereich der Energie­
politik weitgehend spürbar. 

• In Ablehnung der traditionellen politischen Zielprogramme 
ist aus dem Anti-Kernkraft-Protest, aus Überresten der Stu­
dentenrevolte, aus der Ökologiebewegung und den alternati­
ven Lebensgruppen ein verllndertes gesellschaftliches Welt­
bild entstanden, das die Ausbildung eines neuen ökologi­
schen Bewußtseins, die Umorientierung des Mensch-Natur­
Verhllitnisses und die Forderung nach einem alternativen le­
bensstil mit verllnderter ökonomischer und gesellschaftlicher 
Struktur umfaßt.1U Dieser Fundus an Grundüberlegungen 
bildet das Gerüst für neue politische Bewegungen wie die 
Grünen, die offensichtlich ein breites Spektrum an unzufrie­
denen und entUuschten Bürgern anzusprechen versteht. 
Diese Entwicklung hat einige Autoren zu der Prognose ver­
anlaßt, die Links-rechts-Orientierung würde in Zukunft 
(ähnlich wie zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Ablösung 

... H. Zilleßcn, .Bürgerinitiativen und reprlsenutivc Demokratie-, in: B. Gu,· 
genberger und U. K.empf, Bii'lrri"iti.ztiW1l """ rtp,imtl4liws Systnr, Opladen 
1978, S. 122ff. 

110 B. Guggenberger und U. Kempf, . . .. 0 ., S. 37 ff.; H. Lobbe, • Technischer 
und sozialer Wandel als Orientierungsproblem-, Vortragsmanusluipt, 29. Mai 
1979, S. 19 . 

• 11 J. Habermas, u,iti"",tio,uproblnrtr i", Spätlupit.Jis",,", Frankfurt/M. 
1973, S. SO. 

112 J. Huber, T«InroIt,.tir ""J MßSchlichltriL Z", 1bronr tirwr Jn.",.ano """ 
dnrtolt,.tiscbrlt Systrlffnllflliclt/n" AchbeTs 197'; N. R. Müllen, .VerSnderungs· 
chancen in der Industriegesellschaft., in: F. Dun (Hrsg.), s.,,/tr T«hrtilt (Tech­
nologie und Politik, Bel. 11), Reinbek 1978, S. 9-33; ferner D. Dicluon, Altmuti· 
w Trcbrtologit. Str.trgim ihr trcbrtiscbrlt Vrrilldnw"" München 1978, S. 8}.-115. 
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des liberal-konservativen Dualismus) durch die neuen 
Trendlinien grOn versus schwarz-rot- ersetzt werden. lU Bis­
lang vermochte die grOne Bewegung jedoch über den grOnen 
Horizont hinaus noch keine gesamtgesellschaftliche Pro­
grammatik zu entwickeln, die eine solche Prognose auf Dau­
er rechtfertigen konnte. 
Diese Aufzählung der besonderen Kennzeichen des Kern­

energieprotestes mag genügen, um die Tragweite und die sozia­
le Sprengkraft dieses Themas zu veranschaulichen. Über die 
Diskussion der V or- und Nachteile kemtechnischer Anlagen 
hinaus hat der Protest gegen den Ausbau der Kernenergie die 
uaditionellen Leitbilder von Politik, Ökonomie und individuel­
ler Sinnfindung erschüttert. Diese Bewegung hat nur noch we­
nig mit den Innovationsprotesten der Vergangenheit gemein. 
Mangelnde Anpassung an Modernisierungstendenzen, Angst 
vor sozialer Verunsicherung und Sorge um die eigene ökono­
mische Basis sind nicht mehr die Haupttriebfedern des gesell­
schaftlichen Protestes. Mit der Anti-Kernkraft-Bewegung ist 
ein Wandel des grundlegenden Paradigmas der industriellen 
Gesellschaft verbunden, ähnlich dem Wandel, der die indu­
strielle Revolution befruchtet und vorangetrieben hat. 

5.10.2 1Demen der Auseinandersetzung zwischen Be./Urwortern 
und Gegnern der Kernenergie 

In den vergangenen dreißig Jahren wurde die Entwicklung der 
Kernenergie mit verschiedenen Argumenten gefordert. Dabei 
standen und stehen bis heute folgende Argumente im Vorder­
grund: 
(1) der technische Appeal der Kernenergie (Image als modeme 
Spitzentechnologie ), 
(2) die Versorgungssicherheit, die die Kernenergie gewährlei­
stet, 
(3) der Kostenvorteil der Kernenergie, 
(4) die Begrenzung der Ressourcen an fossilen Brennstoffen, 
(5) die Sicherung des WlrtSchaftsWachstums, 
(6) das Öisubstitutionspotential der Kernenergie, 

IU C. Offe, -Die Logik des kleineren Übels. Ein Vonchlag an die Sozialdem~ 
!traten«, Die Lit, Nr. 46 vom 9. Noyember 1979; Entgegnung von W. Roth, .Mlt 
den Grünen ins Bett. Warum die Sozialdemokraten die Alternatiyen am Einzug in 
den Bundestag hindern wollen«, Die Lit, Nr. 49 vom 30. Noyember 1979. 
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(7) die Umweltfreundlichkeit der Kernenergienutzung, 
(8) die Erschließung internationaler Mllrkte. 

Auch die Argumente der Kemenugiegegner haben sich ge­
wandelt. Nacheinander, aber keineswegs sich ablösend, wurde 
geltend gemacht: 
(1) Auch hei störfreiem Betrieh wird die Umgehung von Kern­
kraftwerken unzumutbar mit Strahlen belastet. 
(2) Flüsse und Atmosphäre werden unzumutbar aufgeheizt. 
(3) Das Risiko eines katastrophalen Reaktorunfalls ist prinzi­
piell gegeben und damit unannehmbar. 
(4) Kernkraftwerke sind unwirtSchaftlich. 
(5) Die Uranversorgung ist nicht gewährleistet. 
(6) Die Entsorgung ist nicht sichergestellt. 
(7) Die Kernenergieentwicklung fohn zum Polizeistaat (Atom­
staat). 
(8) Die Zurücknahme der Wachstumsziele gestattet einen Ver­
zicht auf die Kernenergie. 
(9) Kernkraftwerke im Ausland geflihrden die Gesundheit der 
bundesdeutschen Bevölkerung im Falle eines schweren Unfalls. 
Deshalb soll die Bundesrepublik mit gutem Beispiel vorangehen 
und alle kemtechnischen Anlagen auf dem Gebiet der Bundes­
republik stillegen. 

Dieser Katalog von Argumenten ist sicherlich nicht vollstlin­
dig. Mit jedem einzelnen setzt sich dieses Buch auseinander. 
Hier sei nur am Rande bemerkt, daß die heiden ersten Argu­
mente in der Diskussion kaum noch eine Rolle spielen. Das 
vierte und fünfte halten, wie viele Studien ergebnisse und inzwi­
schen vorliegende Erfahrungen zeigen, einer kritischen Prü­
fung regelmllßig nicht stand, wobei allerdings Prognosen für 
die Zukunft immer mit Unsicherheit verbunden sind. Ernst zu 
nehmen sind das dritte, das Risikoargument, und die drei letz­
ten Argumente: Entsorgung, Atomstaat und Entbehrlichkeit. 
Das dritte ist wohl das schwerwiegendste Argument: Zweifels­
ohne ist das Gefährdungspotential durch nukleare Anlagen 
sehr hoch, die Wahrscheinlichkeit eines größeren Unfalls je­
doch extrem gering. Nichtsdestotrotz sind Katastrophen nicht 
prinzipiell ausgeschlossen, wie das Beispiel Tschernobyl gezeigt 
hat. Diese Tatsache ist von den Kernenergiebefurwortern auch 
nie bestritten worden, obwohl sie erst durch Tschernobyl ins 
allgemeine Bewußtsein gelangt ist. 

Glaubt eine Gesellschaft, auf Risikoquellen mit prinzipien 
hohem Gefährdungspotential verzichten zu müssen, so ist dies 
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eine politische Entscheidung, die respektiert werden muß. Al­
lerdings hat dies nicht nur Konsequenzen für die Kernenergie: 
Chemiewerke, Wasserversorgungsanlagen, große Industrie­
komplexe und vieles mehr müßten dann verboten werden. Mö­
gen auch psychologische Gründe dafür sprechen, nur bei der 
Kernenergie ein Exempel zu statuieren, so ist unter politischen 
Gesichtspunkten eine Gleichbehandlung aller Risikoquellen 
unerl1ßlich. Im Endeffekt müßte also ein Großteil der Indu­
strialisierung rückg~ngig gemacht und auch das bisher erarbei­
tete ökonomische Niveau der Bundesrepublik Deutschland 
aufs Spiel gesetzt werden. Ob dieser Preis jedoch den Nutzen 
des Verzichts auf großtechnische Anlagen rechtfertigt, mag 
hier dahingestellt bleiben. 

5.10.3 Das Unbehagen 

Seit Beginn der Nutzung der Kernenergie ist in der Bevölke­
rung aller wesdicher und soweit auch östlicher Staaten ein Un­
behagen entstanden, das sich anfangs aus der gedanklichen 
Verbindungskette »Atombombe und Kerntechnik« n1hrte, spä­
ter aber zunehmend die Furcht des Menschen vor einer verselb­
sandigten technischen Entwicklung widerspiegelte. Auch die­
ses Ph1nomen ist nicht neu. Vor allem zu Beginn von langfristi­
gen Rezessionsphasen haben sich die Kassandrarufe über die 
Seelenlosigkeit von Technik und Industrialisierung gehäuft. 
Die Inhalte der Botschaften sind oft dem jeweiligen Zeitgeist 
angepaßt, dennoch finden sich immer die gleichen Elemente, 
die unbewußt tiefliegende mythologische Ängste schüren: der 
Frevel wider die Natur, die Hybris des Menschen, sich als Herr 
über die Schöpfung zu w~hnen, die Sinnlosigkeit der Maschi­
ne, die den Menschen eher unterjochen, als ihm zu dienen. 
Schon Friedrich Nietzsche brandmarkte den technischen Fort­
schritt als evolutionäre Sackgasse: »Hybris ist heute unsere 
ganze Stellung zur Natur, unsere Natur-Vergewaltigung mit 
Hilfe der Maschinen und der so unbedenklichen Techniker­
und Ingenieurempfindsamkeit« (Nietzsche 1887). Noch drasti­
scher formulierte es der Philosoph Beinhardt im Jahr 1946: »Ist 
Technik, wie sie heute aussieht, nicht in sich selbst Gefahr, daß 
ihr natürliches Subjekt, der Mensch, ihr Objekt werden muß, 
an dem sie formt, den sie deformiert und desorganisiert?« 

Die Angst vor der Technik, die Furcht vor der Rache der N a­
tur und die Sorge um die Verselbstlindigung der technisch-or-
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ganisatorischen Megamaschine, in deren Mitte der nicht mehr 
absteUbare Wachstumsmotor bis zur Endkatastrophe weiter­
läuft, das sind die Grundkomponenten der universellen Tech­
nik- und Wachstumskritik, wie man sie seit ca. 150 Jahren in 
Abständen von etwa dreißig bis fünfzig Jahren immer wieder 
beobachtet. Um diese Komponenten herum lagern sich die je­
weils zeitabhängigen Themen ab. Heute sind dies: Umweltver­
schmutzung, Grenzen des Wachstums, Profitorientierung, 
Großtechnologie, Bürokratisierung, Konsumüberfluß. 

Warum ist aber ausgerechnet die Kernenergie zu einem Sym­
bol der Industriekritik geworden? Mit sechs Thesen soll ver­
sucht werden, diese Abwehrhaltung gegenüber der Kernenergie 
in einen größeren Rahmen einzuordnen:ll4 

(I) Eine Verbindungslinie zwischen Kernenergienutzung 
und persönlich erlebten Vorteilen ist in der Wahrnehmung vie­
ler Menschen gar nicht oder in nur geringem Maße vorhanden. 
Je mehr Technologien Konsumcharakter haben, desto eher 
werden sie auch angenommen. 

Die Hochschätzung des Konsums und die Angst vor den da­
bei anfallenden Umweltschäden haben in der Bevölkerung zu 
einer Einstellungspolarität zwischen Produktion von Konsum­
gütern und ihrem Verbrauch geführt. Der Sozialpsychologe 
H. eh. Röglin hat dies in einem Vortrag so ausgedrUckt: ,.Wir 
lieben die Produkte des Konsums, aber wir verwerfen die Art, 
wie sie produziert werden.«1U Am Beispiel des elektrischen 
Stroms läßt sich das gut nachweisen. Kaum ein Sekundärener­
gietrllger wird in der Bevölkerung so uneingeschränkt positiv 
bewertet wie der elektrische Strom, kaum eine industrielle An­
lage wird so negativ bewertet wie Kraftwerke. Dieses paradoxe 
Ergebnis ergab eine repräsentative Untersuchung des Instituts 
für Demoskopie in Allensbach. 

(2) Kernenergie ist auf die Rolle des Stellvertreters für Indu­
striekultur quasi zugeschnitten. Der Soziologe Emn 
K. Scheuch stellt fest: .. Dieses Thema (die Kernenergie) eignet 
sich, um verschiedene Gefühle und Vorstellungen zu bündeln 
in eine Anklage gegen das politische System: die Klagen über 

'14 H. eh. Röglin und L. Baumann., Institut für angewandte Sozialpsycholo­
gie, DUsseldori, sei fllr Anregungen zu der ersten und den heiden leuten Thesen 
gedankt. 

'u H. eh. Röglin, »ne Social Psychology of the Nuclear proteste, Vortrag 
auf dem ENS-FORATOM-IV-Kongreß. Manuskript, Hamburg (Kongreßun­
aum) 1979. 
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die Rücksichtslosigkeit der Konzerne, die zunehmende Bedeu­
tung von Sorge um die eigene Gesundheit, die SchuldgefUhle 
ober die eigene Lebensweise, die gestiegenen Ansprüche an die 
Qualit:tt der Umwelt, die Angst vor dem Atom. Ökologie 
schrumpft im Bedeutungsgehalt zur Kernkraftpolitik und er­
hält damit eine Virulenz, die das Thema Ökologie als Sorge um 
viele Qualitäten unserer Umwelt nicht hatte.«1l6 

(3) Für den Bürger sind Entscheidungen zur Kernenergie 
vor allem auch Entscheidungen über den Standort von Kern­
energieanlagen. Die unmittelbar Betroffenen fühlen sich durch 
die Ansiedlung einer kerntechnischen Einrichtung in ihrer Um­
weltqualität beeintr:tchtigt, erfahren den volkswirtschaftlichen 
Nutzen jedoch nur in dem Maße, in dem dieser auch für alle 
anderen Bürger der Bundesrepublik Deutschland gilt. Die Poli­
tikwissenschaftler Gerhard Kiersch und Sabine von Oppeln 
schreiben dazu: ,.Die ablehnende Tendenz der Einstellung zum 
Kernkraftwerkbau in Wohnortnlhe gegenüber der generellen 
Einstellung zum Kernenergieausbau kann als Abbild des Ziel­
konfliktes bewertet werden, der die Kernenergiediskussion we­
sentlich bestimmt. Zum einen scheinen die ökonomischen und 
insbesondere energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen den 
Ausbau der Kernenergie zu rechtfertigen, zum anderen spre­
chen die Ziele individueller Lebensqualität gegen die industriel­
le Nutzung der gesundheits- und umweltgeflhrdenden Tech­
nologie. Die Folge ist, daß ein Großteil der Bürger sich generell 
für die Kernenergienutzung ausspricht, andererseits eine per­
sönliche Betroffenheit möglichst weitgehend ausgeschlossen 
werden soll. Die Tatsache vor allem auf lokaler Ebene auftre­
tender Proteste bei einem mehrheitlich pronuklearen Mei­
nungsbild ... ist Ausdruck dieser ambivalenten Haltung der 
Bürger. So finden die Sicherheits- und Umweltschutzargumen­
te der Protestbewegung im lokalen/regionalen Rahmen eine 
größere Resonanz als auf der überregionalen Ebene, wo ... die 
Furcht vor der ökonomischen Krise zu überwiegen scheint.«117 

(4) Aufgrund der hohen Komplexität kerntechnischer Syste­
me, der mangelnden sinnlichen Wahrnehmbarkeit ionisierender 
Strahlung und der Augenfllligkeit technischer Sicherheits- und 

' .. E. K. Stheuch, .. Konuoverse um Energie - eill echter oder ein Stellvertre­
renueit_. in: H. Michaelis (Hng.), EJCutr1!zft"" E"nfw, Dusseldorf 1980, 
S. 279 fE. 

'" G. IGench und S. von <>ppeln. K~wJt(ntjliltt i" F,,,,,Jmich lind 
Dn.tschl.ruJ, Berlin 1983, S. 80 f. 
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Sicherungsmaßnahmen (mit Festungscharakter) ist von vorn­
herein eine psychische Abwehrhaltung gegen Kernkraftwerke 
und andere Einrichtungen des Brennstoffkreislaufs zu erwar­
ten. Der Individualpsychologe Peter D. Pahner hat in seinen 
Studien nachweisen können, daß die Verdrängung von Unbe­
hagen und Unverständnis gegenüber der technischen Entwick­
lung ein wesentlicher Antriebsmotor für die negative Haltung 
zur Kernenergie ist. 11. 

(5) Mit der Nutzung der Kernspal~!1g werden eine Reihe 
von unbewußten oder unterbewußten Angsten verbunden. In 
den sehr frühen Phasen der Kernenergieopposition der fünfzi­
ger Jahre - dieser Protest zeigt alle Merkmale einer Anpas­
sungsschwierigkeit an Modernisierungstendenzen und von 
Aversionen aufgrund der Erfahrung mit Atombomben - gab es 
mehrere Versuche, psychoanalytisch die Opposition zur ~m­
energie und zur Großtechnik zu erklären. Dabei wurden my­
thologische Ängste (Prometheus), Transfer von Nahrungsauf­
nahme und Ausscheidung auf Verseuchung von Lebensmitteln 
und radioaktiven Abfall und Verdrängungsmechanismen bei 
der BeW:lltigung der nuklearen Rüstung problematisiert. lI9 In 
jüngster Zeit hat Andreas Wünsch mann diese Arbeiten noch 
einmal aufgegriffen und die Archetypenlehre von Jung auf die 
heutige Auseinandersetzung um Sonnen- und Kernenergie 
übertragen. Wünschmann führt in seinem Buch Unbewußt da­
gegen?!aus: ,.Die Wogen der Emotionalität, die oft eine sachbe­
zogene Auseinandersetzung mit dem Thema Kernenergie weg­
zu schwemmen drohen, legen nahe, die Kontroverse mit dem 
allgemeinen, tiefen Seelenproblem des modemen Menschen in 
Zusammenhang zu bringen, da gerade bei Menschen, die in 
seelische Krisen geraten sind, die Tiefenstrukturen der Persön­
lichkeit besonders mobilisiert werden. Auf der einsetzenden Su­
che nach neuen >Idealen< werden dabei oft tragischerweise die 
Schattenseite oder die archaischen Züge der menschlichen See­
le vom Selbst abgespalten und unbewußt auf die Umwelt proji­
ziert. Man sucht dann das Übel in der unguten Gesellschaft 
oder in der den Menschen versklavenden Technik, und der 
Projizierende ist fest davon überzeugt, daß er selbst das schuld-

... P. D. Pahner, A PsychoIOfiai Pmp«tiw o/tht NtKl~.r EMrv CollltOWTlJ', 
RM-76-67, International Institute for Applird Systems Analysis, Laxenburg 1976. 

... L. von Ericluen, Frid/icht NtdZ"", dtr KtrM'llnfit. 11m Vorttilt ",", Gf/.JJ­
mI, Berlin, Göningen, Heidelberg 1962. 
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· lose Opfer irgendwelcher von außen gegebener, mißlicher Um­
sdnde ist.euo 

(6) Die Vermittlung des Verständnisses von Techniken ist 
kein Problem der Information, sondern ein Problem des Ver­
trauens. Ohnehin wird der Bürger durch die Überfülle an In­
formationen überforden. Wenn allerdings das Venrauen, wie 
unter Texuiffer 5.10.1 angefühn, weitgehend verlorengegan­
gen ist, sucht der Mensch nach Informationen, die fehlendes 
Vertrauen erseuen können. Dieses Phänomen findet man in 
der Medizin ebenso wie in der Kerntechnik. Je mehr man aber 
bei der Informationssuche auf widersprüchliche Aussagen 
stößt, ohne jedoch aufgrund mangelnder Vorkenntnisse die 
Richtigkeit oder Falschheit beuneilen zu können, desto eher ist 
mit einer abwanenden bis skeptischen Haltung zu rechnen. 
Deshalb ist auch der Versuch, mittels eines Bürgerdialogslll 
von staatlicher Seite aus Informationen zur Meinungsbildung 
anzubieten, nur begrenzt wirksam: Zum einen muß ein solcher 
Dialog kontrovers angelegt sein, um glaubwürdig zu bleiben. 
Dies aber stllrkt den Eindruck der Widersprüchlichkeit. Zum 
anderen muß die Entscheidung noch offen sein. Nach der er­
kl!lrten Politik der damaligen Bundesregierung (ebenso wie der 
heutigen) war dies aber nicht mehr der Fall.U2 Frustrationen 
waren also vorprogrammien. 

UO A. Wonschmann, U"""""ßt d4grgrrt r! Dir Kortll'owTJr "'" Ato ... lcrtift NruJ 

Ttclntik, Stuttgan '1984, S. 14. 
m Im IUhmen des Bürcerdialogs Kemenercie wurden von 1976 bis 1979 

1101 Veranstaltungen mit durchschnittlich jeweils zwei Veransta1tungstagen 
dun:hgefOhn. Dieser Dialog wurde 1980 fongesetzt und dann eingestellt. Ziel 
des Dialogs »Kernenergie und ihre Alternativen. war »die Information und Dis­
kussion ober die Notwendigkeit und Sicherheit, über Nutzen und Risiken der 
friedlichen Nutzung der Kernenercie in der Bundesrepublik Deutschland im Rah· 
men energie-, winschafts- und gesellschafupolitischer Gesamttusammenhllnge. 
(Merkblatt 1980 des BMFI). In diesem IUhmen wurden auch Beitrllge von Skep­
tikern und Kritikern der Kernenergie zur Diskussion gestellt. 

IU Altbundeskanzler H. Schmidt erklllrte auf der European Nuclear Confe­
mlce im April t 979 in Hamburg, der in der Entwicklung der Kernenergie Enga­
gierte habe eine »Bringschuld. zur Information der Bevölkerung. Bei dieser Gele­
,eobeit bekrlftigte er den Willen der Bundesregierung, an der Kernenergie fest­
zuhalten. Bundeskanzler H. Kohl hat dies ebenfalls mehrfach zum Ausdruck ge­
bracht. 
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5.10.4 Di~ Haltung d~r BtfJölkerung zur K~rn~nergie 

Trotz der psychologischen Negativgewichtung der Kernenergie 
ist es aber verfehlt, anzunehmen, die Mehrheit der Bevölke­
rung stUnde der weiteren Nutzung der Kernenergie skeptisch 
gegenüber. Alle Umfragen der letzten Jahre haben bestätigt, 
daß die meisten Bürger der Bundesrepublik Deutschland die 
weitere Nutzung der Kernenergie befürworten. Diese Grund­
haltung der bundesdeutschen Bevölkerung galt zumindest bis 
zur Reaktorkatastrophe von Tschernobyl. Noch 1984 stimmten 
nach Befragungsdaten des Instituts für Demoskopie Allensbach 
rund 20% für den Zubau neuer Kernkraftwerke, 50% fUr den 
Weiterbetrieb bestehender Anlagen und 15 % für Stillegung. 
Weitere 10% wollen sich nicht festlegen. Im Kontrast dazu vo­
tieren 44 % der Politiker, 42 % der Journalisten, 95 % der Reprä­
sentanten der Energiewirtschaft und 83 % der befragten Wis­
senschaftler für den weiteren Ausbau. lU 

Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl und die Unfälle 
und technischen Pannen im Weltraumprogramm der NASA ha­
ben in jüngster Zeit zu einer verstlirkten Verunsicherung der 
Bevölkerung geführt. So stieg der Anteil der Gegner der Kern­
energie von ca. 35 Prozent vor dem Reaktorunfall auf knapp 70 
Prozent nach dem Unfall. Allerdings sind solche MeinungsbrO­
che meist nicht von langer Dauer. Nach Harrisburg sank die 
Zustimmung zur nuklearen Energieversorgung um mehr als t 5 
Prozent, innerhalb eines Jahres wurden jedoch wieder die alten 
Relationen zwischen Befürworter und Gegner der Kernenergie 
wiederhergestellt. Inwieweit Tschernobyl eine bleibende Ein­
stellungsänderung bewirken wird, ist zur Zeit noch nicht abzu­
sehen. Das Institut für Demoskopie in Allensbach ermittelte 
nach dem Unfall ein Ansteigen der Personengruppe, die den 
sofortigen Ausstieg aus der Kernenergie befürwortet, von 
knapp 15 auf über 30 Prozent. Dennoch beweisen die Wahler­
gebnisse in den Niederlanden und in Niedersachsen, daß die 
Frage der Kernenergie fUr die meisten Bürger nicht von so zen­
traler Bedeutung ist, daß sie ihr Wahlverhalten in größerem 
Umfang lindern. 

Interessant ist noch anzumerken, daß der Unfall in Tscher­
nobyl so gut wie keinen Einfluß auf die Volksmeinung in 

... Institut fUr Demoskopie A1lensbach. K~~ .tuJ Ölfo-tlidJr~L EiM IJeft.,.", _ Po/itiltms, /o.nulislrtl, bpmn .tuJ /hW1Jrn""" Allensbach 1984. 
S.32. 
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Frankreich, Spanien, Italien, Japan und in den USA ausgeübt 
hat. Dagegen wurden starke Einstellungsveränderungen in 
Skandinavien, der Bundesrepublik Deutschland und Österreich 
gemessen. Je größer der meßbare Schaden durch radioaktive 
Substanzen gewesen ist, desto intensiver war die Reaktion der 
Bevölkerung. 

Bereits vor dem Unfall waren die meisten Bürger der Bun­
desrepublik Deutschland der Überzeugung, daß die Mehrheit 
ihrer Mitbürger die Kernenergie ablehnen. Die umfangreiche 
Berichterstattung über Protestaktionen und Demonstrationen 
hat den Eindruck hinterlassen, die gesamte Bevölkerung lehne 
die Kernenergie ab. 124 Der subjektive Eindruck, eine bestimmte 
Meinung sei die Mehrheitsmeinung, kann häufig zu einer sich 
selbst erfüllenden Prophezeiung werden. Ist jemand davon 
überzeugt, daß alle Mitglieder seiner Bezugsgruppe eine andere 
Meinung teilen als er selbst, dann wird er häufig seine eigene 
Grundhaltung überdenken. Demgemäß zeigt sich in der öffent­
lichen Diskussion eine deutliche Inanspruchnahme offensiver 
Positionen mit moralischen Argumenten auf seiten der Gegner 
und von defensiven Positionen mit technischen Argumenten 
auf seiten der Befürworter .125 

Die eher zurückhaltende Einstellung der Befürworter drückt 
sich auch in der Handlungsbereitschaft dieser Gruppe aus. Be­
fürworter setzen sich wesentlich seltener für ihre Einstellung 
öffentlich ein als Gegner. Während über 20 % der Gegner ihre 
Bereitschaft erklären, an einer Demonstration gegen die Nut­
zung der Kernenergie teilzunehmen, sind es auf der Befürwor­
terseite nur knapp 3 %, die bei einer Kundgebung für Kernener­
gie mitwirken wollen. Diese Asymmetrie in der Handlungsbe­
reitschaft hat wesentlich dazu beigetragen, daß in der Öffent­
lichkeit und in der veröffentlichten Meinung rein quantitativ 
der Anteil der Kernenergiegegner überschätzt wird.126 

tU VgL o. Renn, RisiItOfHhmt!;"""", Jn K~i~, Frankfurt/M., New 
York 1984, S. 286. 

m Dies ist anschaulich dokumentien in dem Abschlußbericht der Studie So­
&iaIvertriglichkeit der KFAJülich. VgL O. Renn et aL, SozwwrträglicM E>UTgi~­
politi/t. Ei" G"t4chttft for du B"ruksrr,~",,,g, München 1985 . 

... VgL O. Renn, RisiltOflJtlhnum,."", tUr K~mm~rg~, a. a. 0., S. 248 ff. 
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j. J O. j Besondert Fragen zum Akzepranzproblem 

Die Kernenergie ist in einem Dilemma, weil ihr - potentieller - Venorgungsbei_ 
trag zum Teil ent in der Zukunft liegt. Zutnffend stellt H . K. Biedenkopf fest, es 
sei in einem demokratischen Entscheidungsverfahnn ungewöhnlich sch..,jerig, 
_Dringlichkeiten von morgen zu Prioritlten von heute zu erkJmn und sie gegen 
Dringlichkeiten von heute durchzusetzen«. U1 

In der Auseinandenetzung um die Akzepcanz der Kernenergie stehen .ieh 
zwei Grundauffassungen einander gegenüber: 
• Auf der einen Seite der Glaube an die Technik, an den Fortschritt, an das 

WachstUm und an die geltende liberale Wirtschafu- und freiheidiche Gesell­
schafuordnung, basierend auf der Auffassung, daß alles Denken und Handeln 
letzdich rational bestimmt ist und in diesem IUhmen die Kernenergie ihren 
wohldefinierten ökonomischen und damit auch politischen und ge.ellschafdi­
ehen Platz haben muß . 

• Auf der anderen Seite der Glaube, daß das -Paradigma der .fonschrinlichetl. 
Wachscumsgesellschaft« überholt in und damit auch das prioritln energiepoli­
tische Anliegen dieser Gesellschaft, -vonorglich« Kernkraftwerke zu bauen. 
-Dieses Vonorge-Argument venchleien die Optionen, insbesondere die Kon­
kurrenz der Energiesparmaßnahmen und der Kernenergie um Kapiul als dtm 
eigendichen energiepolitischen Engpaß.«'· Vorrangig wlre daher nicht der 
Ausbau des Energieerzeugungspotentials, sondern die Reduktion der Nachfn­
ge durch rationelle Energienutzung. Wie der Autor an anderer Stelle dargelegt 
hat'" und wie dies die meisten Pro_ren dieser Auffassung auch explizit 
fordern, kann dieses Ziel nur in einer geloderten Gesellschafts- und Win­
schafuordnung erreicht werden. 
Von hier fühn nur noch ein Schritt zu dem Bekenntnis: -Selbst wenn alle 

KKW absolut risikofrei gebaut sind ... gerade das wlre die Kawtrophe!«'10 Es 
komme darauf an, die Menschheit \'On der -Energiesucht« zu heilen! Um es deut­
lich zu machen: Hier wird - sicherlich extnm und singular - die Kernenergie nur 
deshalb verurteilt, weil ihr möglicher Beitrag Zur Energieversorgung uns an einer 
Umstellung \'On der Marktwirtschaft auf eine Zuteilungswirtschaft, jedenfalls ei­
ner Wuuc:haft ohne Energiesucbt, hindern könnte. 

Die Chance, den Protest gegen Kernenergie als ein Vehikel zur Werung der 
bestehenden Wirtschafts- und Gesellschafuordnung zu mißbrauchen, wird natur­
gemd VOD politisch radikalen Gruppierungen weidlich ausgenutzt. Dennoch wl­
re es 'Ierfehlt, anzunehmen, das Gros der Kemenergiegegner handele aus politi­
schen Motiven. Übe~end handelt es sich bei den Gegnern um Yerunsichene, 
umweltbewußte und sozial engagierte Bürger, die keineswegs politisch radikale 
Ansichten vertreten. Der Übergang YOD einer punktuellen Kritik an der Kerntech­
nik zu einer generellen Ablehnung der Industrie kultur ist jedoch fließend. Die 

IV K. H. Biedenkopf, -Bietet die Marktwinschaft langfristig die Gewlhr einer 
optimalen Bewenung und Verteilung begrenzter Energienssoun:en?«, in: 
H. Rühle und M. Miegel (Hng.), EwrrWpolililt i" Jn M.rlttfl1irtJch4t, BonD 
1980, S. U . 

•• K. Traube, -Die sinnlose Venchwendung ist das eigendiche Probl=«, 
F"""fortrr RII'IIIlsm- 'IOID 4. Dezember 1980. 

129 O. Renn, IM ""/tl RrooINtiora, Essen 1980. 
uo Pfarrer Koller in einem Leserbrie!, veröffeDdichl am 22. April 1980 im 

Scm«i".fortrr T.,bIML 
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);acht yor einer angeblich drohenden Umweltkatastrophe und der Ärger über die 
Khcinbar in Umweltfragen unfähigen Politiker lösen bei vielen Bürgern Zweifel 
111 Sinn und Notwendigkeit der bestehenden Wiruchafuverfassung aus. Stellver­
.mend für viele sei hier ein Zitat eines der renommiertesten Kernenergiekritiken, 
Amory Lovins. wiedergegeben: »Aus all diesen Gründen würde die Atomkraft, 
Itlbst wenn sie sauber, sicher, wiruchafdich und sozial fortschrittlich wllre und 
.enn es hinreichend Brennstoff für sie glbe, aufgrund der politischen Auswir­
kungen der Art von Energiewiruchah, in die sie uns hineinzwinge, immer noch 
unauraktiv sein ...... 

Die bisherigen Bemühungen von Politikern und Wissenschafdern, die eine 
mtere Nutzung der Kernenergie befürworten, den Zusammenhang zwischen 
pniswerter Ene'"lieerzeugung und wirtschafdichem Wohlergehen am Beispiel der 
Kernenergie zu verdeudichen, hat in der Bevölkerung nur begrenzten Widerhall 
cefunden. Zwar sind die meisten Bürger auch heute noch davon überzeugt, daß 
mit Hilfe der Kernenergie langfristig und rentabel Elektrizitllt bereitgestellt wer­
cka kann, eine Ablehnung der Kernenergie aus Umweltgesichtspunkten oder per­
sooaler Gefahrenabwehr wird jedoch nicht als Eingriff in das Wiruchahsleben 
verstanden, sondern im Sinne einer staadichen Fünorgepflicht als ein Teil der 
Vorsorgepolitik der Regierung angesehen. Inwieweit diese Einschltzung berech­
ligt ist oder nicht, soll hier nicht weiter efÖrten werden. Von seiten der Energie­
winschah würde ein Verhex der Kernenergie als schwerwiegender Eingriff in die 
bestehende Winschahsordnung gewertet. 

5.10.6 Sozia/verträg/ichkeit 

Die erste Enquetekommission .Zukünftige Kernenergiepolitik« 
hat ihren Arbeiten vier Kriterien für die Bewenung von Ener­
giesystemen zugrunde gelegt 
• Wirtschaftlichkeit, 
• internationale Vertrllglichkeit, 
• Umweltvertrllglichkeit, 
• Sozialvertrllglichkeit. 

Im Beratungszeitraum ließ die Kommission das Wirtschaft­
lichkeitskriterium - aus Zeitgründen - außer Betracht und be­
rücksichtigte das Kriterium internationaler Verträglichkeit nur 
am Rande. Zu Fragen der Umwelt- und Sozialvertrllglichkeit 
wrden eigene Untergutachten in Auftrag gegeben. In unserem 
Zusammenhang ist vor allem der Begriff der .Sozialverträglich­
keit« von Interesse. 

Nach K. M. Meyer-AbichU2 geht es bei der Sozialverträg­
lichkeit um die Prüfung der Akzeptabilitllt oder um die Bewer­
tung technischer Innovationen in bezug auf die gesellschaftli-

1Jl A. l.ovins, s.,,/t, EM"~ Reinbek 1971, S. 109. 
m U. Steger und K. M. Meyer-Abich, H.ruJlu",Slpi,lriiutM tkr EMrgi~itilt, 

Villingen 1980, S. 138. 
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che Ordnung und Entwicklung. Die Sozialvenräglichkeit geht 
über den Begriff der .sozialen Akzeptanz« als Gegenstand der 
empirischen Sozialforschung insofern hinaus, als sie die Ener­
gieoptionen und ihre Folgen auch darauf prüft, ob sie im Ein­
klang mit der verfassungsmäßigen Ordnung stehen. Nach 
K. M. Meyer-Abich trägt die Untersuchung der Sozialvertrlg­
lichkeit somit dazu bei, gesellschaftlich akzeptable Lösungen 
zu finden. 

Nach dem Bericht der Enquetekommission (S. 13 der Bun­
destagsdrucksache 8/434 I) ist ein Energiesystem sozialVtrtTäg­
lieh, d. h. für den einzelnen und für die Gesellschaft mit der so­
zialen Ordnung und Entwicklung vereinbar, wenn es 
(I) die verfassungsrechtlich gewlhrleisteten Grundrechte und 
Prinzipien - Rechtsstaatlichkeit, Revidierbarkeit politischer 
Entscheidungen usw. - weder einschränkt noch gebhrdet; 
(2) Freidume für persönliche Entscheidungen in der Lehens­
führung offenh1lt; 
(3) für die Zukunft die wirtschaftlichen und technischen Ent­
wicklungen nicht so weit festschreibt, daß dadurch -die F1exibi­
lit1t künftiger Generationen hinsichtlich Wenvorstellungen 
und Lebensformen beeintrlchtigt wird«, dazu gehört auch, 
.die VerfUgbarkeit von Ressourcen nicht so zu reduzieren, daß 
künftige Generationen schlechter gestellt sein werden als die 
heutige Menschheit«; 
(4) möglichst weitgehend von regenerativen oder praktisch un­
erschöpflichen Energiequellen Gebrauch macht; 
(5) reibungslose Überg1nge auf zukünftige Energiesysteme ge­
stattet; 
(6) auf breitem politischem Konsens beruht. 

Bis auf das sechste Kriterium (s. w. u.) ist legen diesen Kriterienkatalollichtr­
lieh niehu einzuwenden. Es kommt nur darauf an, wie diese Kriterien interpre­
tien 1Verden. In unserem Zusammenhanl intereasien vor allem die Frage nach 
dem Abschneiden der Kanenergie auf den Kriterien der Soziaivenr5glichkeiL 
Auf den ersten Blick scheinen die obengenannten Kriterien fOr die Kernenergie 
negativ zu wirken. Daß auch das Gegenteil möglich ist, zeigen die folgeuden Be­
merkungen: 

z .. (I): Auch eine politische Enucheidunl, die .. omandenen nutzbaren Vom­
te an fossilen Brennstoffen beschleunigt abzubauen, ist nicht re-ridierbar. Über­
haupt sind die meisten politischen Enucheidungm, die mit einem Verbrauch oder 
Umsetzung von Ressourcen .. erbunden sind, prinzipiell irreversibel. Die Kem­
energie ist somit nicht besser oder schlechter zu bewenen als ihre A1temativen. 
Selbst bei Nutzung der regenerativen Energiequellen wird in großem Umfang 
Baumaterial (Stahl, Beton usw.) benötigt, der anderen Zwecken entzOgen wird. 

Z .. (1).~ Die GeStalrung der persllnliehen Lebensführung hingt nicht davon ab, 
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ob der Suom aus Kohle oder Kernenergie erzeugt worden ist. Man kOnnte viel­
mehr 10 argumentieren: je uneingeschrllnkter und kostengunstiger Elektrizil.'lt _ 
dank Ktmenergie - zur VerfUgung steht, um so mehr Freiräume stehen fUr die 
ptnOnliche LebensfUhrung zur VerfUgung. 

Z. (3): Es ist keineswegs awgeschlossen, daß kUnftige Generationen mit der 
NUlZung der Kernenergie weniger Wertverletzungen erleben als mit der Inan­
spruchnahme alternativer Energictrllger. Gerade die Behinderung von Innovatio­
nen kann langfristig die notwendige Substitution knapper Naturgl1ter verhindern 
und erst die Mangelsituation auslOsen. 

z. (4): Gerade die Kernenergienutzung stUtzt sich auf praktisch unenchopfli­
ehe Energiequellen, sofern fortgeschrittene Ruktortypen zum Einsatz kommen. 

z. ('): Wenn man davon ausgeht, daß die fOlSilen Brennstoffe knapper und 
le\lrer werden und auf IlIngere Sicht - wenigstens teilweise - substituiert werden 
müssen, so werden durch den - möglicherweise nur vorübergehenden - Einsatz 
der Ktmenergie überginge auf zukunftige Energiesysteme eher erleichtert als er­
schwert. 

Diese fOnf Bemerkungen am Rande haben keineswegs zum Ziel, die Entwick­
lung der Kernenergie zu rechtfertigen. Sie sollen nur zeigen, daß sich aus den ge­
nannten Kriterien sowohl ein Pro- als auch ein Kontra-Standpunkt ableiten las­
sen. Eine Beurteilung der Sozialvertrllglichkeit von Energiesystemen kann nur im 
Vergleich mit mOglichen Alternativen erfolgen. Unter diesem Gesichtspunkt wird 
schnell offenbar, daß viele Nachteile der Kernenergienutzung auch fUr andere 
Energietrllger gelten und manche Voneile exklusiv fUr die nukleare Energieerzeu­
CIIng sprechen. Letztendlich ist dies eine Zielabwllgung, die jeder selbst vorneh­
men muß. 

In den jüngsten Auseinandersetzungen um die Akzeptanz 
der Kernenergie spielt das letzte, sechste Kriterium eine heraus­
ragende Rolle. Die Forderung, nur Energiesysteme zu entwik­
kein, die -von einem breiteren politischen Konsens getragen 
werden«, ist bestechend. Man sollte aber die folgende politi­
sche Situation nicht übersehen: Eine Regierung, welche - auf 
welchem Gebiet auch immer - nur Entscheidungen trifft, die 
auf einem breiten politischen Konsens beruhen, ist weitgehend 
handlungsunfähig. Was in schwierigen Lagen nottut - und wer 
will leugnen, daß die Energielage schwierig ist -, sind mutige, 
häufig unpopuläre Entscheidungen. Warten auf breiten politi­
schen Konsens ist gleichbedeutend mit Attentismus, die wohl 
schlechteste energiepolitische Handlungsmaxime. 

Werden Entscheidungen pro Kernenergie vom politischen 
Konsens abhängig gemacht, so kann sich zudem eine ausweg­
lose Lage einstellen: Solange auf den Konsens gewartet wird, 
gibt es keine Realisation und damit auch keine Möglichkeiten 
des Nachweises der Bewährung. Gerade dieser Nachweis wäre 
aber notwendig, um zu einem Konsens zu gelangen. Angesichts 
der Zahl der zufriedensteIlend arbeitenden Kraftwerke ist eine 
solche ausweglose Lage für die Leichtwasser-Linie nicht mehr 
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gegeben. Wohl kann dies aber für die Wiederaufarbeitung und 
den Brater der Fall sein. Neue Entwicklungen brauchen not­
wendigerweise einen Vertrauensvorschuß, um sich bewÜlren 
zu können. In einer solchen Situation ist aber Dissens unver­
meidbar. Da man jedoch nicht grundslItzlieh auf Neuerungen 
verzichten kann, sind auch Entscheidungen bei Dissens politik­
notwendig. 

Ein Gutachten des Essener Professors und heutigen Wissen­
schaftssenators Klaus Michael Meyer-Abich und des Frankfur­
ter Professors Bertram Schefold zum Thema Sozialvertrllglich­
keit verlangt für die Entscheidung zum weiteren Ausbau der 
Kernenergie eine konsensuale Beschlußfassung, da das hohe 
Gebhrdungspotential und die Irreversibilitlt der Folgen der 
Kernenergienutzung eine Zustimmung aller gesellschaftlicher 
Gruppen erfordern würden. Außerdem glauben die Autoren, 
daß die heute vorhemchenden Wenvorstellungen in der Ge­
sellschaft durch einen starken Ausbau der Kernenergie verletzt 
würden, so daß eine Umorientierung der Energiepolitik zu gun­
sten von Einsparung und Solarenergie politisch geboten sei. m 

In dieser Frage kommt auch die schon erwllhnte Sozialver­
trllglichkeitsstudie der KFA Jülich zu einem llhnlichen Schluß: 
Ein starker Ausbau der Kernenergie verbunden mit einer ange­
botsorientierten Energiepolitik stößt bei der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung auf Ablehnung. Allerdings zei~ die­
se Studie auch, daß bei sachgemlißer Unterrichtung der Öffent­
lichkeit ein moderator pronuklearer Kurs der Energiepolitik 
durchaus konsensbhig sein kann, sofern die Entsorgungspro­
bleme technisch und politisch gelöst und Alternativen zu indu­
striellen Lebensstilen offengehalten werden können. Ein mode­
rater antinuklearer Kurs ist jedoch nach dieser Studie ebenso 
als sozialvertrllg1ich einzustufen. IU 

5.10.7 Abschließende Bemerkungen 

Für zahlreiche engagierte Kernenergiegegner ist die Energie 
heute in einem solchen Maße zum Negativsymbol für Technik, 

... K.. M. M~er-Abic:h und B. Schefold, ~ GrrtlZtrI Jn Ato ... ";'rtWM/t. 
Deck'sche Schwane Reihe, MUnchen 1986. 

'w O. Renn ee &I., SozWJwrtr,;,/~ Erwrtirpolitilt, a. a. 0., S. 280 ff.; ferner 
clie Deitrlge des wiuenschafdichm Beirates des juJicher Projektes .Sozialvemg­
lichkeie- in dem Buch von H. jungermann ce aI., ~ AruJ:yH Jn SozüJwm,;glKh­
"ntß, dir E7tnfiqo/iti!t, HTV-Verlag, München 1985. 
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fortSchritt, ja selbst für die bestehende Wirtschaftsordnung ge­
worden, daß sich ihr Widerstand gegen die Industriekultur als 
die herrschende Wertordnung richtet. Die Frage, ob die Kern­
energie akzeptiert werden soll, wird daher mehr oder minder 
mit der Frage verknüpft, ob wir die Werte und Ordnungen, auf 
die unser Wirtschaftssystem fußt, erhalten oder verwerfen sol­
len. Diese Tendenz zur Verknüpfung ist nicht etwa Ausdruck 
eines unlösbaren Zusammenhangs, sondern vielmehr Ergebnis 
der politischen Entwicklung. 

In den letzten Jahren sind aber den meisten Bürgern die Er­
rungenschaften einer freiheitlichen Wirtschaftsverfassung wie­
der bewußter geworden. Nur durch Privatinitiative, innovative 
DurchbrUche und wirtschaftliche Handlungsfreiheit lassen sich 
die Wutschaftsprobleme der heutigen Zeit dauerhaft lösen. 
Wenn die Kernenergie als ein Element dieser neu zu beobach­
tenden Rückbesinnung auf die Selbstheilungskraft der Wirt­
schaft angesehen wird, dann ist in Zukunft damit zu rechnen, 
daß die heftigen Auseinandersetzungen um die Einführung die­
ser Technologie einer nüchternen und sachlichen Bestandsauf­
nahme und Abwllgung weichen werden. 
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